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Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss
Brüssel, den 21. Februar 2008  
	PLENARTAGUNG

AM 13./14. FEBRUAR 2008

ÜBERSICHT ÜBER DIE VERABSCHIEDETEN STELLUNGNAHMEN
  

	Der Volltext aller EWSA-Stellungnahmen kann in den Amtssprachen auf den Internetseiten des Ausschusses unter folgender Adresse abgerufen werden:
http://eesc.europa.eu/activities/press/summaries_plenaries/index_fr.asp



An der Plenartagung nahm EU-Kommissarin Neelie KROES teil, die zum Thema Wettbewerb sprach. Außerdem ergriff ein Delegierter des Beratenden Wirtschafts- und Sozialforums des MERCOSUR anlässlich des 10-jährigen Bestehens der Zusammenarbeit mit dem EWSA das Wort.
1. ENERGIE
· Energiemix im Verkehrsbereich
· Berichterstatter: Herr IOZIA (Arbeitnehmer – IT)

· Referenz: Sondierungsstellungnahme – CESE 296/2008
· Kernaussagen:

Zwar ist der EWSA der Ansicht, dass Erdöl noch viele Jahre lang der wichtigste Kraftstoff im Verkehrssektor sein und Erdgas - ebenfalls ein nicht erneuerbarer Energieträger - die erdölbasier​ten Kraftstoffe flankieren und teilweise ersetzen können wird, er hält es aber für unerlässlich, die für die Forschung im Bereich der Herstellung und Verwendung von Wasserstoff und Biokraftstof​fen der zweiten Generation bereitgestellten Mittel deutlich zu erhöhen.

Die Entscheidung, das System der Emissionszertifikate auf den Luftverkehr anzuwenden, der in zunehmendem Maße zur Erzeugung von Treibhausgasen beiträgt, wird eine beschleunigte Ent​wicklung neuer Treibstoffe ermöglichen. Einige Unternehmen untersuchen bereits die Möglich​keit, Biokraftstoffe einzusetzen, während die beim Wasserstoff erzielten Ergebnisse zurzeit noch äußerst lückenhaft sind und hinsichtlich der Alternativlösungen auf Wasserstoffbasis noch viel zu tun bleibt. Die großen Schiffsmotoren lassen sich leichter für gemischte Brennstoffe mit geringe​rem Kohlenstoffgehalt umrüsten, während sich beim Schienenverkehr dank der Kombination von Elektrizität mit der Entwicklung der erneuerbaren Energieträger die bereits hervorragende Umweltleistung der Eisenbahn sicher noch steigern lässt. 

Der beste Kraftstoff ist der, der eingespart wird. Diese Priorität muss bei der Gestaltung der Steuerpolitik, Schaffung von Anreizen, Aussprechung von Empfehlungen oder Aufstellung von Vorschriften stets berücksichtigt werden, indem die umweltfreundlichste und ökologisch nachhal​tigste Wahl getroffen wird. Die Energieeinsparung muss zugunsten des öffentlichen Verkehrs, der alternativen Verkehrsträger und einer Wirtschafts- und Sozialpolitik erfolgen, die die Mobilität des Einzelnen erhöht. 

Der EWSA ist überzeugt, dass die Zukunft des Verkehrs in der progressiven Senkung des Kohlenstoffanteils der Treibstoffe liegt und künftig eine Nullemission erreicht werden muss. Die optimale Lösung ist die Herstellung von H2 unter Verwendung erneuerbarer Energieträger wie Biomasse, Fotolyse, thermodynamischer oder fotovoltaischer Sonnenenergie, Wind- oder Wasser​kraft. Der Nutzung der Elektrizität muss Priorität eingeräumt werden. Angesichts der bestehenden Energiequellen und des künftigen Potenzials erneuerbarer Energien können wir der Zukunft der sauberen Energieversorgung zuversichtlich entgegensehen. Die Herausforderung liegt in der Nutzung von mehr Elektrizität im Verkehrsbereich.
Der EWSA betont, wie wichtig die Sensibilisierung und Einbeziehung der Zivilgesellschaft ist, die durch ihr Verhalten zur Verwirklichung der Ziele eines geringeren Verbrauchs und der Förde​rung von Forschung und Innovation im Bereich umweltfreundlichere und ökologisch nachhalti​gere Kraftstoffe beitragen.
· Ansprechpartnerin: Maria José LOPEZ GRANCHA
(Tel.: 00 32 2 546 87 13 – E-Mail: mariajose.lopezgrancha@eesc.europa.eu)

· Energieeffizienz in Gebäuden - Beitrag der Endnutzer
· Berichterstatter: Herr PEZZINI (Arbeitgeber - IT)

· Referenz: Sondierungsstellungnahme – CESE 270/2008
· Kernaussagen:
Der Ausschuss erkennt an, dass Energieeffizienz einen grundlegenden Beitrag leistet zum erfor​derlichen Klimaschutz und zur Einhaltung der Verpflichtungen, die die EU in Kyoto eingegangen ist, sowie zur Erreichung der vom Europäischen Rat im März 2007 aufgestellten neuen Emissionsreduktionsziele, und empfiehlt daher eine Intensivierung der auf die Verbraucher ausgerichteten Anstrengungen.

Der Energieverbrauch im Wohn- und Gebäudebereich macht ca. 40%
 des Energieverbrauchs der EU aus.

Der Ausschuss empfiehlt bestimmte Maßnahmen, um die Endverbraucher stärker für Energie​effizienz im Allgemeinen sowie bei Gebäuden im Besonderen zu sensibilisieren, und zwar:

· kostenlose Energieberatung und öffentliche Finanzierung von Machbarkeitsstudien;

· Gewährung von Steuervergünstigungen und/oder Subventionen für die Vornahme von Energieaudits;

· Steuererleichterungen für den Verbrauch von Brennstoffen für Heiz- und Stromzwecke und Antriebskraft;

· wirtschaftliche Anreize und Erleichterungen/Rückerstattungen für den Erwerb von Techniken mit hoher Energie- und Ökoeffizienz bzw. die Ausrüstung bestehender Gebäude mit besseren Wärmeschutzvorrichtungen;

· zinsgünstige Darlehen für die Anschaffung energieeffizienter Geräte und Anlagen (wie z.B. Brennwertkessel, Einzelthermostate usw.) und günstige Darlehen für Maßnahmen seitens der ESCO
;

· Beihilfen und Steuerabzüge für Investitionen in FuE-Aktivitäten oder Pilotprojekte mit dem Ziel der Verbreitung neuer Technologien im Bereich der Energieeffizienz von Gebäuden unter Nutzung der vom Siebten FTE-Rahmenprogramm, dem Rahmenprogramm für Wettbewerbs​fähigkeit und Innovation (CIP) 2007-2013, dem Programm LIFE+ und den Struktur- und Kohäsionsfonds gebotenen Möglichkeiten;

· Beihilfen für Familien mit niedrigem Einkommen und Rentner für Maßnahmen zur Verbes​serung der Energieeffizienz der Wohnungen und zinsgünstige Langzeitdarlehen für Maßnah​men zur Verbesserung der Energieeffizienz von Gebäuden;

· Standard-Wartungsverträge zum Festpreis für regelmäßige Wartung der Zentralheizungs- und Klimaanlagen durch qualifizierte Fachkräfte;

· Einrichtung einer für die Endverbraucher einfach zu konsultierenden einschlägigen EU-Website mit Links zu den entsprechenden einzelstaatlichen Websites.

Unter dem Blickwinkel des Endverbrauchers müssen nach Auffassung des Ausschusses die Hindernisse gebührend berücksichtigt werden, die der Förderung und der Verwirklichung der Energieeffizienz in Gebäuden im Wege stehen: technische, wirtschaftliche, finanzielle, juristi​sche, administrative/bürokratische, institutionelle und organisatorische, soziale/verhaltensbezo​gene Hemmnisse sowie Hindernisse infolge eines fehlenden integrierten Ansatzes (Unausgewo​genheit bezüglich Heizung und Klimatisierung, Nichtberücksichtigung von Klimazonen usw.).
· Ansprechpartner: Sven Dammann
(Tel.: 00 32 2 546 93 66 – E-Mail: svenn.dammann@eesc.europa.eu)

· Positive und negative Auswirkungen höherer umwelt- und energiepoliti​scher Anforderungen auf die Wettbewerbsfähigkeit
· Berichterstatter: Herr WOLF (Verschiedene Interessen – DE)

· Referenz: Sondierungsstellungnahme –  CESE 271/2008
· Kernaussagen:

Der Ausschuss konzentriert die vorliegende Stellungnahme auf den Themenkreis Energiepolitik und Klimawandel. Er behandelt die Frage, unter welchen Umständen Vor- oder Nachteile für die Wettbewerbsfähigkeit der EU entstehen, wenn Energieverbrauch und Emission von Treibhaus​gasen deutlich reduziert werden. Dabei werden hier vor allem die ökonomischen Aspekte behandelt. 

Leitmotiv der energie- und klimapolitischen Vorgaben und Instrumente muss daher die bestmög​liche Wirtschaftlichkeit sein. Bezüglich Energieverbrauch bzw. Versorgungssicherheit ist deren Maßstab die Energieeffizienz.
Leitmotiv der europapolitischen Maßnahmen sollte eine Klima- und Energiepolitik sein, die ein kooperatives Vorgehen begünstigt, mit Partnerschaften zwischen dem öffentlichen und dem pri​vaten Sektor, und bei dem die jeweiligen wirtschaftlichen, geografischen und ressourcenbe​zogenen Stärken der einzelnen Mitgliedstaaten optimal genutzt und verknüpft werden. 
Trotz der Dringlichkeit der Klimafrage darf der Zeittakt der erforderlichen Veränderungen und Umstellungen von Energieversorgung und Energieverbrauch die Anpassungsfähigkeit von Wirt​schaft und Gesellschaft nicht überfordern. 
Im Sinne eines Bottom-Up-Ansatzes sollten die Eigeninitiative aller Akteure sowie eine Vielfalt, Diversifizierung und Flexibilität der technischen und wirtschaftlichen Vorgehensweisen ermög​licht und gefördert werden. Dementsprechend ist auch ein breiter Energiemix erforderlich, bei dem keine sinnvolle Technik
 zu frühzeitig ausgeschieden werden sollte. Wenn immer möglich, sollten marktwirtschaftliche Anreize, wie z.B. eine sinnvoll definierte Allokation von Emissions​rechten, allen Regulierungen im Detail vorgezogen werden.
Zudem ist eine deutlich verstärkte und breite Forschung und Entwicklung klimaverträglicher und ressourcensparender Energietechniken notwendig, zusammen mit der Ausbildung der dazu nötigen Ingenieure, Wissenschaftler und Techniker. 
Insbesondere jedoch: globale und für alle maßgeblichen Emittenten verbindliche Klima​schutzziele sind nötig, um ein globales "level-playing-field" zu schaffen. Nur so kann vermie​den werden, dass die ansonsten höheren Energiekosten innerhalb der EU zu einer nachteiligen globalen Wettbewerbsverzerrung führen, beginnend mit der sukzessiven Abwanderung energie​intensiver Industrien, ohne dabei dem Klimaschutz in irgendeiner Weise gedient zu haben ("carbon leakage"). Der Ausschuss bekräftigt die Bemühungen aller europäischen Akteure für dieses Ziel (z.B. Bali-Konferenz).
· Ansprechpartnerin: Maria José Lopez Grancha 
(Tel.: 00 32 2 546 87 13 – E-Mail: mariajose.lopezgrancha@eesc.europa.eu)

2. VERBRAUCHERPOLITIK
· Sammelklagen im Rahmen des EU-Verbraucherrechts
· Berichterstatter: Herr PEGADO LIZ (Verschiedene Interessen - PT)

· Referenz: Initiativstellungnahme – CESE  258/2008
· Kernaussagen:

Der EWSA spricht sich seit langem für eine Sammelklage auf Gemeinschaftsebene aus, die bei Verletzung von Rechten der Allgemeinheit oder kollektiven Rechten einen effektiven Schaden​ersatz ermöglicht. Eine solche Klage wäre eine nützliche Ergänzung des bereits bestehenden Schutzes, der durch gerichtliche ebenso wie außergerichtliche Verfahren geboten wird.
Der EWSA befürwortet die Einführung einer Sammelklage, da dies seines Erachtens:

· entscheidend zum Abbau der den Binnenmarkt beeinträchtigenden Hemmnisse beiträgt, die in den unterschiedlichen rechtlichen Regelungen der Mitgliedstaaten begründet lie​gen. Damit würden das Vertrauen der Verbraucher in die Vorteile des Binnenmarktes gestärkt und zudem die Voraussetzungen für einen tatsächlichen und lauteren Wettbewerb zwischen den Unter​nehmen (Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben c und g des Vertrags) sichergestellt;

· den Schutz der Verbraucher insoweit stärken würde, als sie dadurch ihre Rechte einfacher und wirkungsvoller vor Gericht geltend machen können, womit eine wirksamere Anwendung des Gemeinschaftsrechts (Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe t des Vertrags) gewährleistet wird;

· dem Grundprinzip entspricht, wonach die Bürger das in der europäischen Grundrechtecharta verankerte Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht haben.

Bei seinen Überlegungen hat der EWSA die in den europäischen Ländern bereits bestehenden nationalen Systeme, aber auch die Erfahrungen anderer Länder mit solchen Klagen sowie die Grundsätze der Empfehlung C(2007)74 des OECD-Ministerrates vom 12. Juli 2007 über die Beilegung von Verbraucherrechtsstreitigkeiten mit Schadenersatz berücksichtigt und Beispiele wie die amerikanische "class action" verworfen, da diese nicht mit den genannten Traditionen und Prinzipien im Einklang stehen.

Der Ausschuss hat die wichtigsten Optionen für entsprechende rechtliche Regelungen geprüft (Vor- und Nachteile einer Opt-in-, einer Opt-out- oder einer gemischten Regelung) und dabei die Rolle des Gerichts und die Fragen des Schadenersatzes, der Rechtsmittel sowie der Kosten unter​sucht. Die Rechtsgrundlage für eine solche Initiative sowie das Rechtsinstrument, das zum Einsatz kommen soll, sind weitere wichtige Fragen, die untersucht wurden.

Der EWSA wendet sich auch an das Europäische Parlament, den Rat und die Mitgliedstaaten mit der Forderung, bei diesen Überlegungen die Interessen der verschiedenen Seiten zu berücksich​tigen und die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Subsidiarität zu beachten sowie mög​lichst bald die unbedingt notwendigen politischen Entscheidungen über die hier empfohlene Rechtssetzungsinitiative folgen zu lassen.
· Ansprechpartner: Luis Lobo
(Tel.: 00 32 2 546 97 17 – E-Mail: luis.lobo@eesc.europa.eu)
· Verbraucherpolitische Strategie 2007-2013
· Berichterstatter: Frau DARMANIN (Arbeitnehmer – MT)

· Referenz: KOM(2007) 99 endg. – CESE 259/2008
· Kernaussagen:
Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss begrüßt die verbraucherpolitische Strategie für den Zeitraum 2007-2013 und ist der Auffassung, dass damit vielversprechende Fortschritte im Bereich der Verbraucherschutzstrategie erzielt werden können. Er ist der Auffassung, dass dies ein zwar teilweise vages, aber doch ehrgeiziges Vorhaben der Kommission ist und geht davon aus, dass dessen Zielsetzungen innerhalb des vorgegebenen Zeitraums erreicht werden.

Er ist jedoch auch der Ansicht, dass die für die verbraucherpolitische Strategie zur Verfügung ge​stellten Haushaltsmittel in Höhe von durchschnittlich 22,7 Mio. EUR pro Jahr leider nicht aus​reichen werden, um die im Rahmen dieser Strategie geplanten Maßnahmen umzusetzen. 

Der Ausschuss weist darauf hin, dass die Strategie an sich zwar positiv und ehrgeizig ist, die bis​lang im Bereich der Verbraucherpolitik durchgeführten Maßnahmen jedoch enttäuschend waren. 

Er fordert die Kommission dazu auf sicherzustellen, dass Rechtsvorschriften dort, wo sie erfor​derlich sind, auch wirklich umgesetzt und eingehalten werden. Sie dürfen aber nicht zu einer wie auch immer gearteten Beeinträchtigung des Verbraucherschutzes in den Mitgliedstaaten führen. 
Außerdem zeigt der Ausschuss eine Reihe von Herausforderungen auf, die im Zeitraum 2007-2013 angegangen werden müssen, und zwar:
· Verstärkter Einsatz von Instrumenten für die faire Vermarktung und verantwortungsvolles Konsumverhalten.

· Durchsetzung der Rechtsvorschriften dort, wo dies erforderlich ist - die einzelnen EU-Mit​gliedstaaten haben unterschiedliche Rechtsvorschriften und setzen diese unterschiedlich durch. 

· Schutz der Verbraucherrechte, sowohl auf kollektiver als auch auf individueller Ebene - Ver​brauchern sollten unkomplizierte und wirksame Möglichkeiten zur Verfügung stehen, um sowohl in ihrem Heimatland als auch grenzübergreifend Rechtsmittel einzulegen. 

· Ansprechpartnerin: Filipa Pimentel
(Tel.: 00 32 2 546 84 44 - E-Mail: filipa.pimentel@eesc.europa.eu)

· Verbrauchsgüter/unmittelbare Produzentenhaftung
· Berichterstatter: Herr CASSIDY (Arbeitgeber - UK)

· Referenz: KOM(2007) 210 endg. – CESE 261/2008
· Kernaussagen:

Die Kommission hat bei der Überprüfung der Umsetzung der Richtlinie 1999/44/EG merkliche Unterschiede zwischen den nationalen Rechtsvorschriften aufgezeigt. Infolgedessen fordert der Ausschuss die Kommission auf, Durchsetzungsmaßnahmen gegen diejenigen Mitgliedstaaten zu ergreifen, die die Richtlinie 1999/44/EG bislang noch nicht korrekt umgesetzt haben.

Das Grünbuch "Die Überprüfung des gemeinschaftlichen Besitzstands im Verbraucherschutz" greift eine Reihe von Querschnittsfragen auf. 

Der EWSA ist der Auffassung, dass die Verbrauchsgüterkaufrichtlinie auch bezüglich der Rege​lung der Garantien von Herstellern und Einzelhändlern Mängel aufweist, z.B. was die Konformi​tätsanforderungen in Artikel 2 der Richtlinie angeht. 

Es liegen keine überzeugenden Erkenntnisse vor, die eine gesonderte Änderung der Richt​linie 1999/44/EG zur Einführung der unmittelbaren Produzentenhaftung (UPH) begründen. Der EWSA empfiehlt, dass die Kommission die Zweckmäßigkeit der Einführung einer UPH in einer möglichen legislativen Folgemaßnahme zum Grünbuch (z.B. einer horizontalen Richtlinie) prüfen sollte, eine Lösung, die von Gremien wie der UGAL und dem Dachverband der nationalen Verbraucherverbände BEUC bevorzugt wird. Der EWSA betont aber, dass die Ergebnisse dieser Initiative keine übermäßige Belastung für die Wirtschaft mit sich bringen sollten, wie dies auch von EuroCommerce gefordert wird.
Bevor die Kommission eine horizontale Richtlinie einführt, ist nach Ansicht des EWSA eine Fol​genabschätzung erforderlich.
Der EWSA stimmt der Auffassung zu, dass die Richtlinie auf andere Vertragsarten ausgeweitet werden sollte, im Rahmen derer Güter für die Verbraucher bereitgestellt werden (z.B. Autover​mietung) und die Verbraucher digitale Inhalte beziehen (z.B. Musik aus dem Internet). Dies gilt auch für gebrauchte Güter, die in einer öffentlichen Versteigerung verkauft werden, bei der die Verbraucher dem Verkauf persönlich beiwohnen. Andere Aspekte wie die Definition der Liefe​rung, der Gefahrenübergang, das Konzept und die Verlängerung der Haftungsfristen für die Ver​tragsmäßigkeit der Güter, die Abdeckung von Ansprüchen bei wiederkehrenden Mängeln, die Regelung der Beweislast und sogar einige Rechtsmittel sollten als Teil eines horizontalen Instruments im Rahmen eines kombinierten Ansatzes zur Überprüfung des gemeinschaftlichen Besitzstands im Verbraucherschutz berücksichtigt werden.

· Ansprechpartner: Jean-Pierre Faure
(Tel.: 00 32 2 546 96 15 – E-Mail: jeanpierre.faure@eesc.europa.eu)

3. AGRARPOLITIK
· Bewirtschaftungsinstrumente in der Fischerei
· Berichterstatter: Herr SARRO IPARRAGUIRRE (Verschiedene Interessen – ES)

· Referenz: Initiativstellungnahme – CESE 273/2008
· Kernaussagen: 
Der Ausschuss erachtet die Erarbeitung dieser Initiativstellungnahme für sinnvoll, um einen Bei​trag zu der von der Kommission geplanten Debatte zur Frage der besseren Bewirtschaftung der Fischereiressourcen zu leisten, die der Grundpfeiler der GFP sein sollte, um die Nachhaltigkeit der Ressourcen bei gleichzeitiger Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschaftsflotten langfristig gewährleisten zu können.

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss erachtet es für notwendig, dass die Kommis​sion nach Abschluss der Diskussionsphase eine Studie erstellt, in der die derzeitigen Kapazitäten der Gemeinschaftsflotten und die zu ihrer Wettbewerbsfähigkeit nötigen Fangquoten unter Wah​rung der Nachhaltigkeit der gemeinschaftlichen Fanggründe aufgezeigt werden.

Der Ausschuss ist sich der Schwierigkeiten bewusst, die die Einführung eines auf handelsfähigen Nutzungsrechten basierenden Bewirtschaftungsinstruments auf Gemeinschaftsebene mit sich bringt, ist jedoch der Ansicht, dass dies ein Weg sein kann, um die Nutzung lebender aquatischer Ressourcen unter nachhaltigen wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Bedingungen zu er​reichen.
· Ansprechpartner:  Arturo Iniguez Yuste
(Tel.: 00 32 2 546 87 68  –  E-Mail: arturo.iniguez@eesc.europa.eu)
· Baumwolle / Stützungsregelungen
· Berichterstatter: Herr NARRO SANCHEZ (Verschiedene Interessen – ES)

· Referenz: KOM(2007) 701 endg. – 2007/0242 CNS – CESE 274/2008
· Kernaussagen:

Der Übergang zu einem System der völligen Entkopplung von den Beihilfen sollte für solche Länder ermöglicht werden, die dies nach dem Subsidiaritätsgrundsatz wünschen. Dieser Über​gang würde im Einklang mit den letzten Sektorreformen der GAP und ihrem neuen Rechtsrahmen stehen, den die Kommission im Frühjahr 2008 vorstellen wird. Im Rahmen der Reform muss nach Alternativen für die effektive Umstellung der Baumwollanbaugebiete gesucht werden, und es müssen Instrumente vorgesehen werden, die die Anpassung der Entkörnungsindustrie an die neue Situation ermöglichen. Darüber hinaus muss in Gebieten, in denen dies möglich ist, die Einfüh​rung neuer technologischer Alternativen, integrierter Produktionssysteme und umweltfreundlicher Produktionsmethoden erleichtert werden.
· Ansprechpartner: Arturo Iniguez Yuste
(Tel : 00 32 2 546 87 68 –  E-Mail: arturo.iniguez@eesc.europa.eu)

4. INDUSTRIEPOLITIK
· Entwicklung der europäischen Textil- und Schuhindustrie
· Berichterstatter: Herr CAPPELLINI (Verschiedene Interessen – IT)

· Ko-Berichterstatter: Herr GARCZYNSKI (Kategorie 1 – PL)

· Referenz: Informationsbericht – CESE 1572/2007 fin
· Kernaussagen:
Die Textil-, Bekleidungs- und Schuhindustrie (TBS) weist eine negative Entwicklung auf, sodass Maßnahmen zur Förderung der Umstrukturierung des Sektors und seiner Neupositionierung auf dem globalen Markt dringlich werden. Die Liberalisierung des Handels muss durch Instrumente begleitet werden, mit denen die EU-Unternehmen vor etwaigen unlauteren Wettbewerbspraktiken geschützt werden können. Die CCMI des EWSA fordert die Kommission auf, bessere Markt​zugangsbedingungen für europäische Textilien und Schuhe in Drittstaaten zu gewährleisten, wo​bei die grundlegende Bedeutung der Schwellenländer für die Entwicklung der internationalen Nachfrage und die euro-asiatischen Beziehungen für die Förderung der Produktion mit hoher Wertschöpfung in der EU anzuerkennen sind. Die CCMI betont ferner, wie wichtig es ist, die Arbeitnehmerrechte zu wahren; sie hält Sozialdumping für nicht tolerierbar und schlägt Maßnah​men vor, um "das europäische Sozialmodell" international zu stärken. Außerdem muss die Strate​gie des Networking in diesem Sektor insgesamt neu überdacht werden; so müssen die Koopera​tion innerhalb der zersplitterten Produktionskette ausgebaut und konkrete Maßnahmen entwickelt werden, um im Europa-Mittelmeerraum ein Produktionsgebiet der Textilindustrie zu schaffen. Unverzichtbar ist es auch, die bestehenden Ausbildungsstandards zu verbessern und die Wissen​schafts- und Unternehmenskultur zu stärken und dabei die stärkere Einbindung junger Menschen in diesen Sektor zu stimulieren.

Was die Antizipation des Wandels angeht, kommt es besonders darauf an, die Sozialpartner stär​ker einzubeziehen, um vorhandene "bewährte Verfahrensweisen" und innovative Konzepte zu verbreiten. Der Branche könnten auch aus einer Politik des öffentlichen Auftragswesens, die Anreize für Innovationen bei technischen Textilien bietet (insbesondere in den Bereichen Gesund​heit, Verteidigung und Verkehr), Vorteile erwachsen. In Sachen Technologien und Innovationen und um den komparativen Vorteil der EU aufrecht zu halten, müssen Exzellenzzentren entwickelt und Partnerschaften zwischen bestehenden und neuen Technologieplattformen gestärkt sowie zwischen diesen und den wichtigsten europäischen Politiken und Programmen ausgebaut werden, um die verfügbaren Ressourcen sinnvoll zu ergänzen. Außerdem muss ein neues Image der Branche durch Pilotprojekte gefördert werden, mit denen eine enge Zusammenarbeit zwischen Design- und Wissenszentren der TBS-Industrie sichergestellt wird. Um die Koordinierung zwi​schen Institutionen und privaten Akteuren zu fördern, wäre es außerdem sinnvoll, die Rolle und Aufgaben der CCMI in der Branche auszubauen, und zwar sowohl in Bezug auf ihre Tätigkeit als Beobachtungs- und Überwachungsstelle als auch wegen ihrer Fähigkeit, Debatten in konkrete Maßnahmen umzusetzen. Die CCMI unterstützt ferner sowohl die Einführung einer europaweiten Regelung für den Ursprung, die Rückverfolgbarkeit und die Kennzeichnung der Im- und Export​produkte, als auch die Einführung von Prozessen, die Energie sparen und erneuerbare Energien nutzen. Die CCMI bekräftigt auch, dass die Verbraucher klare, verständliche Produktinforma​tionen brauchen. Schließlich ist die CCMI zwar über den allzu großen Verwaltungsaufwand besorgt, den die REACH-Verordnung (insbesondere für die KMU) verursacht, erkennt jedoch an, dass diese für die Branche auch neue Chancen bietet. 

· Ansprechpartner: José Miguel Cólera Rodríguez
(Tel.: 00 32 2 546 96 29 – E-Mail: josemiguel.colerarodriguez@eesc.europa.eu)

5. FINANZDIENSTLEISTUNGEN
· Finanzintegration: die Börsenmärkte
· Berichterstatter: Herr LEHNHOFF (Arbeitgeber – DE)
· Referenz: Initiativstellungnahme – CESE 283/2008
· Kernaussagen:
Der Ausschuss empfiehlt den europäischen Institutionen, die Bürgerinnen und Bürger der Gemeinschaft noch intensiver als bisher über die Vorteile aufzuklären, die ihnen der harmoni​sierte Rechtsrahmen für Wertpapiergeschäfte bietet. Das Augenmerk sollte insbesondere auf die Börsenstandorte gelegt werden, da diese für die Marktwirtschaft insgesamt von zentraler Bedeu​tung sind. Dabei sollten hauptsächlich die Bewegungen der Mittel souveräner Emittenten und Staatsanleihen von Schwellenländern bzw. Ländern verfolgt werden, die über viele natürliche Ressourcen verfügen. 
Die Kommission sollte im Rahmen der im Weißbuch für Finanzdienstleistungspolitik angekün​digten Ex-post-Evaluation des Aktionsplanes für Finanzdienstleistungen
 ein besonderes Augen​merk darauf legen, ob die zahlreichen Änderungen der europarechtlichen Grundlagen für börsliche und außerbörsliche Handelsplätze eine sinnvolle Integration der europäischen Börsen​märkte fördern.
Die Europäischen Institutionen sollten dann Alternativen zu einer Förderung der Integration durch Wettbewerb prüfen, wenn die Konzentration der Börsen etwa dazu führen sollte, dass für regional tätige KMU der Zugang entscheidend erschwert würde. 
· Ansprechpartner:  Jüri Soosaar
(Tel.: 00 32 2 546 96 28 – E-Mail: juri.soosaar@eesc.europa.eu)

6. DIENSTLEISTUNGEN VON ALLGEMEINEM INTERESSE
· Eine unabhängige Bewertung der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse
· Berichterstatter: Herr HENCKS (Arbeitnehmer - LU)
· Referenz: Initiativstellungnahme – CESE 267/2008
· Kernaussagen: 

Die vom Europäischen Rat am 17./18. Oktober 2007 angenommene Reform der Verträge stellt einen weiteren Fortschritt bezüglich der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse dar.

Dies führt auch zu einer verstärkten Verpflichtung der Union und der Mitgliedstaaten, für das reibungslose Funktionieren der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse zu sorgen, wozu insbesondere auch die Entwicklung eines progressiven Konzepts zur Leistungs​bewertung der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse gehört.
Nach Auffassung des Ausschusses muss die Bewertung der Wirksamkeit und Effizienz der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse und ihrer Anpassung an die sich entwickelnden Bedürfnisse der Bürger und Unternehmen dienen sowie den Behörden diejenigen Elemente liefern, anhand derer sie möglichst angemessene Entscheidungen treffen können.
Angesichts der Bedeutung der Dienstleistungen von allgemeinem Interesse für die Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung und die Förderung von sozialer Gerechtigkeit und Sozialschutz, die laut Vertrag alles Ziele der EU sind, ist eine regelmäßige Bewertung nicht nur der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse, für die Gemeinschaftsbestimmungen bestehen, sondern auch der nichtwirtschaftlichen Dienstleistungen von allgemeinem Interesse auf Ebene der Mitgliedstaaten unabdingbar.

Außerdem betont der Ausschuss, dass die Bewertung der Dienstleistungen von allgemeinem Inte​resse (wirtschaftliche und nichtwirtschaftliche) auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene unab​hängig, pluralistisch und kontrovers erfolgen, die drei Pfeiler der Lissabon-Strategie abdecken, auf einer großen Anzahl von Kriterien beruhen sowie alle betroffenen Parteien einbeziehen muss.

Auf Gemeinschaftsebene empfiehlt der Ausschuss, mit Hilfe gemeinsamer Indikatoren die Moda​litäten für Austausch, Gegenüberstellung, Vergleich und Koordinierung festzulegen und unter Wahrung des Subsidiaritätsprinzips die Dynamik der unabhängigen Bewertung anzustoßen, indem im Dialog mit den betroffenen Akteuren eine europaweit harmonisierte Bewertungsmethodik erar​beitet wird.

–
Ansprechpartnerin: Agota Bazsik  

(Tel.: 00 32 2 546 86 58 – E-Mail: agota.bazsik@eesc.europa.eu)

7. SICHERHEIT UND GESUNDHEITSSCHUTZ

· Stoffe, die Arzneimitteln zum Zwecke der Färbung hinzugefügt werden dürfen
Stellungnahme der Kategorie C

–
Referenz: KOM(2008) 1 endg. – CESE 266/2008
· Ansprechpartner: João Pereira dos Santos
(Tel.: 00 32 2 546 92 45 – E-Mail: joao.pereiradossantos@eesc.europa.eu)

8. UMWELTPOLITIK
· Errichtung einer Europäischen Umweltagentur und eines Europäischen Umweltinformations- und Umweltbeobachtungsnetzes" (kodifizierte Fassung)
Stellungnahme der Kategorie C
–
Referenz: KOM(2007) 667 endg. – 2007/0235 (COD) – CESE 276/2008
· Ansprechpartnerin: Maarit Laurila 
(Tel.: 00 32 2 546 97 39 – E-Mail: maarit.laurila@eesc.europa.eu)

9. BINNENMARKT
· Bezeichnung von Textilerzeugnissen

Stellungnahme der Kategorie C
–
Referenz: KOM(2007) 870 endg. – CESE 264/2008
· Ansprechpartner:  João Pereira dos Santos
(Tel.: 0032 2 546 9245 – E-Mail: joao.pereiradossantos@eesc.europa.eu)

· Aromatisierte Weine und Getränke (Neufassung)

Stellungnahme der Kategorie C
· Referenz: KOM(2007) 848 endg. – CESE 277/2008
· Ansprechpartnerin: Maarit Laurila 
(Tel.: 00 32 2 546 97 39 – E-Mail: maarit.laurila@eesc.europa.eu)

· Natürliche Mineralwässer (kodifizierte Fassung)

Stellungnahme der Kategorie C
–
Referenz: KOM(2007) 858 endg. – CESE 278/2008
–
Ansprechpartnerin: Yvette Azzopardi
(Tel.: 00 32 2 546 9818 – E-Mail: yvette.azzopardi@eesc.europa.eu)

10. BESCHÄFTIGUNGSPOLITIK
· Entsprechungen der beruflichen Befähigungsnachweise
· Berichterstatter: Herr METZLER (Verschiedene Interessen – DE)

· Referenz: KOM(2007) 680 endg. – 2007/0234 (COD) – CESE 280/2008
· Kernaussagen:
Der Ausschuss hält den Vorschlag für eine Entscheidung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Aufhebung der Entscheidung 85/368/EWG des Rates über die Entsprechungen der beruflichen Befähigungsnachweise zwischen Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaften für schlüssig, nachvollziehbar und gut begründet. Er unterstreicht dies mit Blick auf die Schaf​fung eines anderen Instrumentariums zur Stärkung und Erleichterung der Mobilität der Personen, nämlich des europäischen Qualifizierungsrahmens (EQR).

Der Ausschuss ist der Auffassung, dass diese Entscheidung einen unterstützenden Beitrag zur besseren Rechtssetzung insofern leistet, als sie nicht genutzte, nicht umsetzbare Regeln einer kriti​schen Prüfung unterzieht und durch bessere Instrumente ersetzt.
Er unterstützt die Kommission in ihrem Ziel, durch ein System auch praktische Erfahrungsbil​dung und Qualifizierung für die Mobilität und Migrationserleichterung von Personen innerhalb des Binnenmarktes der Dienstleistungen verstärkt nutzbar zu machen.
Der Ausschuss regt vor dem Hintergrund gemachter Erfahrungen an, der Verunsicherungs​wirkung von Vorschriftenstreichungen durch verstärkte Transparenz- und Berichtsdichte über deren Auswirkungen entgegenzuwirken und darauf zu achten, Vermischungen mit der Ebene der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von Berufsqualifikationen, zu der der Ausschuss eine gesonderte Stellungnahme erarbeitet hat, zu vermeiden.
Er begrüßt, dass der EQR bis zum Jahre 2012 auf freiwilliger Basis umgesetzt wird. So bleibt Zeit, praktische Erfahrungen zu sammeln und die Akzeptanz des neuen Systems durch Trans​parenz und Kommunikation zu verbessern.

Der Ausschuss begrüßt, dass die Sozialpartner in die Arbeit einbezogen werden. Dies umso mehr, als mittelfristig eine tarifpolitische Bedeutung der EQR-Einstufungen nicht auszuschließen ist.

· Ansprechpartnerin: Maria Judite Berkemeier
(Tel.: 00 32 2 546 98 97 – E-Mail: mariajudite.berkemeier@eesc.europa.eu)

· Beschäftigungspolitische Leitlinien
· Berichterstatter: Herr GREIF (Arbeitnehmer – AT)

· References: KOM(2007) 803/2 TEIL V – 2007/0300 CNS – CESE 282/2008
· Kernaussagen:
· Der Ausschuss hat den neuen integrierten Ansatz in zahlreichen Stellungnahmen begrüßt und darauf hingewiesen, dass die nationalen Parlamente, die Sozialpartner und die Zivilgesell​schaft in allen Phasen der Koordinierung der Beschäftigungspolitik angehört und einbezogen werden müssen.
· Er hat seine Besorgnis geäußert, dass in den vergangenen Jahren die Konsultationen mit den Sozialpartnern und die Debatte mit der Zivilgesellschaft nur unbefriedigend verlaufen sind.
· Der Ausschuss bedauert wiederum, dass die außerordentlich knappe Frist zwischen der Ver​öffentlichung des Vorschlags und dem Zeitpunkt für den Beschluss selbst nicht genügend Zeit für eine gründliche Erörterung und Konsultation lässt. 

· Er behält sich vor, die Strategie im Lichte des Gipfeltreffens vom Frühjahr 2008 noch einmal zu überprüfen.
· Er hat zahlreiche Vorschläge zu den bisherigen beschäftigungspolitischen Leitlinien im Rah​men der Europäischen Beschäftigungsstrategie gemacht, die er im Herbst 2007 zusammen​gefasst und den betreffenden Dienststellen der Kommission zugesandt hat, wo sie mit Inte​resse aufgenommen wurden. Die Leitlinien haben keineswegs ihren grundlegenden Wert ver​loren, und der Ausschuss bemerkt, dass das neue Paket der beschäftigungspolitischen Leit​linien mit dem vorhergehenden identisch ist. Allerdings wurde der Begleittext geringfügig aktualisiert und einige wenige Vorschläge des Ausschusses wurden in den Text aufge​nommen.
· Um die Leitlinien transparenter zu machen, schlägt er der Kommission vor, als reguläres Ver​fahren einen Anhang mit einem Verzeichnis aller quantifizierbaren Ziele zu verfassen. Er wiederholt in der Zusammenfassung der Vorschläge seine Hauptgesichtspunkte zu bestimm​ten Aspekten, die in dem Beschluss zu berücksichtigen wären und sich aus der allgemeinen Notwendigkeit ergeben, die beschäftigungspolitischen Leitlinien anzupassen.
· Ansprechpartner: Torben Bach Nielsen 
Tel.: 00 32 2 546 96 19 – E-Mail: torben.bachnielsen@eesc.europa.eu)
11. WETTBEWERBSPOLITIK
· Bericht über die Wettbewerbspolitik 2006
–
Berichterstatter: Herr CHIRIACO (Arbeitnehmer – IT)

–
Referenz: KOM(2007) 358 endg. – CESE 262/2008
–
Kernaussagen:

Der EWSA hält die Ausrichtung der EU auf ein ausgewogenes Wirtschaftswachstum und Preis​stabilität, eine in hohem Maße wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, die auf Ausbildung, Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt abzielt, und auf ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der Umweltqualität für wichtig.

Außerdem:
· ist der EWSA der Auffassung, dass die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unternehmen und Dienstleistungen durch ein System feststehender Regeln, die auf der richtigen Anwen​dung der Wettbewerbspolitik in enger Verbindung mit der Handelspolitik basieren, geschützt werden muss;
· begrüßt der Ausschuss die Strategie der Kommission für einen modernen Aktionsplan auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen. Er hält die Einschätzung der Kommission, wonach staatliche Beihilfen zu Gunsten des Technologietransfers, der Innovationstätigkeit und multi​sektoraler Beihilferahmen für große Investitionsvorhaben zuzulassen und differenziert zu behandeln sind, für richtig.

· unterstreicht der EWSA, dass Energie nicht nur für Markt, sondern auch für Entwicklung, Beschäftigung und Umwelt steht. Heute sieht sich die EU neuen globalen Wettbewerbern gegenüber, und die neuen Marktstrukturen müssen dieses Kräfteverhältnis berücksichtigen.

· sollten nach Ansicht des EWSA anders als bei anderen Sektoren die funktionale Trennung der Telekommunikationsnetze und die Einrichtung einer europäischen Agentur für diesen Sektor in geeigneter Weise bewertet werden, da Investitionen in diesem für die europäische Wett​bewerbsfähigkeit so wichtigen Sektor von wesentlicher Bedeutung für die Verbesserung seiner Wettbewerbsfähigkeit sind.

–
Ansprechpartnerin: Filipa Pimentel 
(Tel.: 00 32 2 546 84 44 – E-Mail: filipa.pimentel@eesc.europa.eu)

12. FORSCHUNG
· Anwendung von GVO in geschlossenen Systemen (Neufassung)

Stellungnahme der Kategorie C
–
Referenz: KOM(2007) 736 endg. – 2007/0259 COD – CESE 275/2008
–
Ansprechpartnerin: Yvette Azzopardi
(Tel.: 00 32 2 546 98 18 – E-Mail: yvette.azzopardi@eesc.europa.eu)

· Kohle- und Stahlforschung
–
Berichterstatter: Herr ZBORIL (Arbeitgeber – CZ)

–
Ko-Berichterstatter: Herr GIBELLIERI (Kategorie 2 – IT)

–
Referenz: Zusätzliche Stellungnahme – CESE 279/2008
–
Kernaussagen: 


Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss begrüßt es, dass mit der vorgeschlagenen Revi​sion der technischen Leitlinien für das Forschungsprogramm des Forschungsfonds für Kohle und Stahl die Arbeiten im Sinne der bisherigen guten Ergebnisse weiter vorangetrieben werden sollen.

Der EWSA sieht das Forschungsprogramm des Forschungsfonds für Kohle und Stahl (RFCS) als ein eigenes Programm, welches das Forschungsrahmenprogramm flankiert und dieses um alle Kohle- und Stahlaspekte ergänzt.
Der Ausschuss begrüßt es, dass mit der vorgeschlagenen Entscheidung eine Vereinfachung von Verwaltungsabläufen bezweckt wird. Bewirkt werden soll dies u.a. durch: die Streichung be​stimmter Begleitmaßnahmen, die bereits durch das siebte Forschungsrahmenprogramm (FRP7) abgedeckt werden, die Anhebung der finanziellen Unterstützung von Pilot- und Demonstrations​projekten von 40 auf 50% und die Möglichkeit gezielter Aufforderungen nach den von der Kohle und Stahlindustrie ausgehend von ihren strategischen Erfordernissen benannten Prioritäten, die dem FRP7 entsprechen und zu den strategischen Forschungsagenden einschlägiger europäischer Technologieplattformen passen.

Der Ausschuss hebt die Notwendigkeit hervor, den Wünschen der betroffenen Industriezweige zu entsprechen und dem Beratungsgremium Kohle (CAG) und dem Beratungsgremium Stahl (SAG) eine gewichtigere, proaktivere Rolle in der Verwaltung des Forschungsprogramms des Kohle- und Stahlforschungsfonds zu geben.
· Ansprechpartner: Pol Liemans
(Tel.: 00 32 2 546 82 15 – E-Mail: pol.liemans@eesc.europa.eu)

13. INFORMATIONSTECHNOLOGIEN
· Europäische Agentur für Netz- und Informationssicherheit / Verlängerung der Bestehensdauer

Stellungnahme der Kategorie C
· Referenz: KOM(2007) 861 endg. – 2007/0291 COD – CESE 272/2008
· Ansprechpartnerin: Agota Bazsik
(Tel.: 00 32 2 546 86 58 – E-Mail: agota.bazsik@eesc.europa.eu)

14. KULTUR UND BILDUNG
· Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern

Stellungnahme der Kategorie C
–
Referenz: KOM(2007) 873 endg. – CESE 265/2008
–
Ansprechpartner: João Pereira dos Santos
(Tel.: 00 32 2 546 92 45 – E-Mail: joao.pereiradossantos@eesc.europa.eu)

· Europäische Digitale Bibliothek
–
Berichterstatterin: Frau PICHENOT (Verschiedene Interessen – FR)

–
Referenz: Initiativstellungnahme –  CESE 268/2008
–
Kernaussagen:
Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss möchte mit dieser Stellungnahme seine Unter​stützung für den Start der "Europäischen Digitalen Bibliothek" (EDB) im Jahr 2008, ein europäi​sches Vorhaben, das kulturelle, wissenschaftliche und technische Erbe teilweise online verfügbar zu machen sowie für die Arbeiten der europäischen Institutionen zur Einrichtung eines Internet​portals für die breite Öffentlichkeit zum Ausdruck bringen. Dieses Portal ist ein Werkzeug zur organisierten Wissensverbreitung im Digitalzeitalter.

Der Ausschuss erkennt die gemeinsam von der Europäischen Kommission und den EU-Mitglied​staaten unternommenen Anstrengungen an und begrüßt die von der Konferenz der Europäischen Nationalbibliothekare (CENL) eingeleitete Koordinierung der Kultureinrichtungen zur Gründung einer Stiftung, in der alle Einrichtungen zusammengefasst sind, die ihre digitalisierten Bestände auf freiwilliger Basis zur Verfügung stellen wollen.

Er fordert die Organisationen der Zivilgesellschaft auf europäischer, nationaler und regionaler Ebene auf, sich an diesem umfassenden europäischen Vorhaben zu beteiligen, um bei der Fest​legung zielführender Kriterien für die Auswahl der zu digitalisierenden Inhalte mitzuwirken, die Unterstützung seitens der Öffentlichkeit für die Finanzierung zu gewinnen sowie Teilhabe und Innovation aller einschlägigen Akteure und die Eingliederung aller Bürger in die Informations​gesellschaft zu fördern.
Der Ausschuss möchte in seiner Stellungnahme den Schwerpunkt auf den unerlässlichen Beitrag der Zivilgesellschaft und die Einbindung ihrer Akteure in Lancierung der EDB und ihre Weiter​entwicklung legen. Ferner will er die Erwartungen und Anforderungen der Nutzer in den Mittel​punkt rücken, um das Ziel des Zugangs der breiten Öffentlichkeit zu dieser EDB zu erreichen.
–
Ansprechpartnerin: Agota Bazsik 
(Tel.: 00 32 2 546 86 58 – E-Mail: agota.bazsik@eesc.europa.eu)

15. Raumfahrtpolitik
· Europäische Raumfahrtpolitik
–
Berichterstatter: Herr van IERSEL (Arbeitgeber – NL)

–
Referenz: KOM(2007) 212 endg. – CESE 260/2008
–
Kernaussagen:

Aus strategischen, politischen und wirtschaftlichen Gründen spricht sich der Europäische Wirt​schafts- und Sozialausschuss ausdrücklich für einen unabhängigen europäischen Zugang zum Weltraum aus. Er ist überzeugt, dass europäische Raumfahrtvorhaben greifbare Vorteile in ver​schiedenen Bereichen bringen werden (wissenschaftliche Forschung, Infrastruktur und Daten sowie kommerzielle Anwendungen).
Bisher hat sich das ESA-Konzept als erfolgreich erwiesen. Für dessen Verbindung mit den Akti​vitäten der Kommission sind Verfahren der Zusammenarbeit, Kompetenzabgrenzung und ein Kostenschlüssel zwischen Kommission und ESA zu entwickeln.
Globale Entwicklungen zwingen Europa als Mitbewerber und Partner im Weltraum zu noch stärkerem Handeln. Dies erfordert, rasch konkrete Programme zu erarbeiten und Entscheidungs​prozeduren einzuleiten, die mit der Beschlussfassung anderer globaler Akteure Schritt halten können. Gleichzeitig würde eine schnellere, konzertierte Entscheidungsfindung bessere Möglichkeiten zur Festlegung und anschließenden Umsetzung von Raumfahrtmissionen entsprechend den Nutzerbedürfnissen schaffen.
Der EWSA ist außerdem der Auffassung,
· GALILEO-Programme sollten unverzüglich umgesetzt werden;
· ein konzertiertes Vorgehen für einen integrierten Ansatz auf europäischer und nationaler Ebene sei wünschenswert;
· alle Mitgliedstaaten, also auch die kleineren und die neuen Mitgliedstaaten, müssen von der europäischen Raumfahrtpolitik profitieren;
· auch wenn die Fähigkeiten Europas in der Raumfahrt bisher dank des Grundsatzes des angemessenen Mittelrückflusses ("fair return") erfolgreich entwickelt werden konnten, ist mehr Flexibilität nötig, je ausgereifter der Raumfahrtmarkt wird.
Daher tritt der EWSA für eine offene, transparente Analyse und einen Dialog über die Frage ein, welches Maß an Leistungsfähigkeit Europa in zehn Jahren erreicht haben will: Welche Ziele müs​sen gesetzt werden, und welche entsprechenden institutionellen Mittel - im Hinblick auf die ESA, die Kommission und die Mitgliedstaaten - sind nötig, um eine gemeinsame, abgestimmte europäi​sche Mission zu erfüllen? In diesem Dialog muss es unter anderem um die Art der Finanzierung der ESA, den dynamischen Beitrag mittelständischer Unternehmen und die Aufrechterhaltung eines möglichst hohen Wettbewerbsniveaus gehen.
Schließlich ist die Kommunikation von größter Bedeutung. Gezielte Informationskampagnen über die europäische Raumfahrtpolitik sollten jungen Menschen Anreize geben, sich für die Raumfahrt zu interessieren, und es allgemein für junge Leute attraktiv machen, eine naturwissenschaftliche und/oder technische Studienrichtung einzuschlagen.

–
Ansprechpartner: Luis Lobo
(Tel.: 00 32 2 546 97 17 – E-Mail: luis.lobo@eesc.europa.eu)
16. GEMEINSCHAFTSNORMEN
· Landwirtschaftliche Zugmaschinen - Beleuchtungseinrichtungen

Stellungnahme der Kategorie C
–
Referenz: KOM(2007) 840 endg. – CESE 263/2008
–
Ansprechpartner: João Pereira dos Santos
(Tel.: 00 32 2 546 92 45 – E-Mail: joao.pereiradossantos@eesc.europa.eu)
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�	Auf den Verkehr entfallen 32% und 28% auf die Industrie - Quelle: Europäische Kommission, GD ENTR.


� 	ESCO = Energiesparunternehmen.


� 	Unbeschadet der jeweiligen Entscheidung von Mitgliedstaaten zur Kernenergie.
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